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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Hornhues, Dr. Waigel, 

Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Fuchs, Schmidt (Wuppertal), Dr. Gölter, Dr. Probst, 

Dr. Schäuble, Frau Benedix, Hussing und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/ 3262 - 


betr. Kündigung des Abkommens zwischen Bund und Ländern über die Errichtung 
eines Wissenschaftsrates durch die Bundesregierung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 11. März 1975 - MB - II A 2 - 0104 - 6 - 45/75 - 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Wissen- 
schaftsrat entsprechend seinem Auftrag als wissenschaftliches 
Beratungsgremium nützliche Arbeit wie z. B. mit seinen Emp- 
fehlungen zu den Rahmenplänen für den Hochschulbau und mit 
seinen Empfehlungen und Stellungnahmen zur Allgemeinmedizin 
und Zahnmedizin geleistet hat und durch seine Empfehlungen 
noch gravierendere Fehlentwicklungen im Hochschulbereich ver- 
hindert worden sind? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß der Wissen- 
schaftsrat nützliche Arbeit geleistet hat. Sie hat sie in Überein- 
stimmung mit den Ländern stets vertreten. Diese Einschätzung 
entspricht der Auffassung der Bundesregierung über die Not- 
wendigkeit einer unabhängigen und überregionalen Beratung 
der Regierungen in Bildung und Wissenschaft. 


2. Welches waren für die Bundesregierung die Gründe zur Kündi- 
gung des Abkommens zwischen Bund und Ländern über die Er- 
richtung eines Wissenschaftsrates vom 5. September 1957 in der 
Fassung des Verwaltungsabkommens vom 3. September/11. Ok- 
tober 1973? 

Seit Jahren ist zwischen Bund und Ländern über eine Neuord- 
nung der Beratungsgremien verhandelt worden, die den mit der 
Schaffung gemeinsamer staatlicher Planungsgremien gemäß 
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Artikel 91 a und 91b GG veränderten Bedingungen Rechnung 
trägt. Diese Verhandlungen bezogen sich nach dem auch im 
Abkommen über die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung niedergelegten Willen aller Beteiligten immer zugleich 
auf den Wissenschaftsrat und den Deutschen Bildungsrat. 

Das Abkommen über den Deutschen Bildungsrat läuft nach der 
derzeitigen Rechtslage zum 15. Juli 1975 aus. Im Mai 1974 ist 
daher auf Vorschlag der Länder - und zwar aller Länder - ver- 
einbart worden, eine Kündigungsmöglichkeit für das Wissen- 
schaftsratsabkommen noch bis Ende 1974 einzuräumen, um eine 
gleichzeitige und rechtzeitige Neuordnung von Wissenschaftsrat 
und Deutschem Bildungsrat ab Mitte 1975 zu ermöglichen. Seit 
November 1974 liegt der Entwurf eines Änderungsabkommens 
vor, der nach Ansicht der großen Mehrheit der beteiligten Re- 
gierungen (neun Länder und Bund) sowie der betroffenen Gre- 
mien eine tragfähige Grundlage für die Neuordnung von Wis- 
senschaftsrat und Bildungsrat sowie eine Verbesserung ihrer 
Zusammenarbeit untereinander und mit den staatlichen Pla- 
nungsgremien darstellt. 

Lediglich zwei Landesregierungen (Baden-Württemberg und 
Bayern) waren bisher nicht bereit, diesem gemeinsam erarbei- 
teten Änderungsabkommen zuzustimmen, da nach ihrer Ansicht 
der Bildungsrat, also ein unabhängiges sachverständiges Bera- 
tungsgremium für die Bereiche der vorschulischen, schulischen 
und beruflichen Bildung sowie der Weiterbildung, nicht mehr 
erforderlich sei. Da die Neuordnung und gleichzeitig die Erhal- 
tung des Beratungssystems im Gesamtbereich von Bildung und 
Wissenschaft verfahrensmäßig nur offengehalten werden konn- 
te, wenn die oben erwähnte, am 31. Dezember 1974 ablaufende 
Kündigungsfrist eingehalten wurde, hat die Bundesregierung, 
gemeinsam mit sechs Landesregierungen, am 20. Dezember 1974 
die Änderungskündigung des Wissenschaftsratsabkommens 
vornehmen müssen. Sie hat sich hierzu mit dem alleinigen Ziel 
entschlossen, die mit dem Änderungsabkommen gegebene 
Chance einer sinnvollen und gleichlaufenden Neuordnung von 
Wissenschaftsrat und Bildungsrat zu wahren. Ihren auf Erhal- 
tung der Gremien, also auch des Wissenschaftsrates, gerich- 
teten Absichten hat die Bundesregierung dadurch Nachdruck 
verliehen, daß der Bundeskanzler zugleich mit der Kündigung 
bereits das vorbereitete Änderungsabkommen unterzeichnet 
und den Landesregierungen zugeleitet hat. Gleichzeitig wurde 
der Vorsitzende des Wissenschaftsrates eingehend über die Be- 
weggründe der Bundesregierung unterrichtet. 


3. Hat die Bundesregierung die Absicht, den Wissenschaftsrat um- 
zustrukturieren und hat sie sich hierüber rechtzeitig mit allen 
Ländern verständigt? Wenn ja, wie soll dann die zukünftige 
Struktur des Wissenschaftsrates beschaffen sein? 


Die Vorstellungen der Bundesregierung zur Struktur des Wis- 
senschaftsrates sind in die Bund-Länder-Verhandlungen zur 
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Neuordnung der Beratungsgremien eingebracht worden. Die 
Bundesregierung hat sich dabei bemüht, eine noch größere 
Konzentration und Vereinfachung der Beratungstätigkeit zu er- 
reichen und die Wechselbeziehung von sachverständiger Bera- 
tung und politischer Entscheidung klarer zu gestalten. Die Bun- 
desregierung hat sich im Gespräch mit den Ländern, die ihrer- 
seits ihre Vorstellungen eingebracht haben, im Interesse der 
bildungs- und wissenschaftspolitischen Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern zu einem, wie sie meint, für alle Seiten fairen 
und tragfähigen Kompromiß bereiterklärt, insbesondere auch, 
weil dieser Kompromiß den Wünschen des Wissenschaftsrates 
und des Bildungsrates Rechnung trug. 


4. Welches Gremium soll nach Auffassung der Bundesregierung 
bei Aufrechterhaltung der Kündigung künftig die jetzigen Auf- 
gaben des Wissenschaftsrates übernehmen? 


Diese Frage stellt sich für die Bundesregierung nicht. Sie hat 
stets die Auffassung vertreten, daß der Wissenschaftsrat im 
Interesse aller Beteiligten und zur Erhaltung eines unabhän- 
gigen Beratungssystems fortbestehen sollte. Auch die Wissen- 
schaftliche Kommission des Wissenschaftsrates hat in einer Ent- 
schließung im Januar 1975 dankenswerterweise auf die Notwen- 
digkeit einer Beratung im Gesamtbereich von Bildung und Wis- 
senschaft hingewiesen. 


5. Hat die Bundesregierung Vorsorge getroffen, daß die konti- 
nuierliche Arbeit an Empfehlungen für die Entwicklung von 
Hochschule, Wissenschaft und Forschung insbesondere ange- 
sichts der jetzigen Lage in diesen Bereichen gewährleistet ist? 


Wie in der Antwort zu 4. ausgeführt, geht die Bundesregierung 
davon aus, daß der Wissenschaftsrat seine Arbeit kontinuierlich 
weiterführen und insbesondere auch Empfehlungen zum 5. Rah- 
menplan für den Hochschulbau 1976 bis 1979 aussprechen wird. 


6. War sich die Bundesregierung bei der Kündigung des Wissen- 
sdiaftsrates darüber im klaren, daß hierdurch eine erhebliche 
Unruhe bei den Angehörigen der Geschäftsstelle ausgelöst 
wurde? Hat die Bundesregierung für den Fall, daß die Kündi- 
gung aufrechterhalten bleibt, einen Sozialplan für die Angehö- 
rigen der Geschäftsstelle erarbeitet. 

Wie sieht dieser gegebenenfalls aus? 


Die Änderungskündigung ist, wie bereits zu Frage 2. erklärt, 
nicht auf eine Auflösung, sondern auf die Erhaltung des Wissen- 
schaftsrates gerichtet. Die Bundesregierung setzt sich für eine 
kontinuierliche Weiterarbeit über den 30. Juni 1975 hinaus ein. 
Das hat die Bundesregierung bereits 1974 auch ausdrücklich 


3 



Drucksache 7/3362 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


gegenüber dem Vorsitzenden und dem Generalsekretär des 
Wissenschaftsrates erklärt. Sie hat ferner im Januar 1975 die 
Zusicherung abgegeben, daß die Geschäftsstelle in jedem Falle 
für das Jahr 1975 voll abgesichert bleibt. Für die Aufstellung 
eines Sozialplanes sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, 
weil es ihr erklärtes Ziel ist, die Weiterführung der Tätigkeit 
des Wissenschaftsrates zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hält es aber auch für ihre Pflicht, auf die 
Unruhe hinzuweisen, die bei den Mitarbeitern der Geschäfts- 
stelle des Bildungsrates entstanden ist. Sie hätte es im Interesse 
von Bildungsrat und Wissenschaftsrat und aus der Sache heraus 
begrüßt, wenn bereits im November 1974 das Anderungs- 
abkommen abgeschlossen worden wäre, das im Aufträge der 
Regierungschefs von Ländern und Bund vorbereitet worden ist. 
Die Bundesregierung hofft, daß noch im März die Länder die 
Verhandlungen über die Fortführung der Beratungstätigkeit in 
Wissenschaft und Bildung wieder aufnehmen. Sie ist zu jedem 
konstruktiven Gespräch bereit. 

Abschließend bemerkt die Bundesregierung mit Verwunderung, 
daß die Kleine Anfrage mit keinem Wort auf den Zusammen- 
hang der unabhängigen sachverständigen Beratung in Wissen- 
schaft und Forschung mit der für die Bildung und damit auf die 
schwerwiegenden Probleme eingeht, die sich insbesondere in 
der schulischen und beruflichen Bildung, und zwar auch im Vor- 
feld zu den Hochschulen und der Wissenschaft heute umfassend 
stellen. 
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